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Stellungnahme des Bundesrates und Gegenäußerung der Bundesregierung 


Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 869. Sitzung am 7. Mai 2010 
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Ab- 
satz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 2 (§ 2 Absatz 18 Nummer 3 BattG)* 

ln Artikel 2 ist in § 2 Absatz 18 Nummer 3 nach dem 
ersten Halbsatz folgender Halbsatz einzufügen: 

„die Nachprüfung erfolgt durch die Stelle, die für eine 
Zulassung nach Nummer 2 zuständig ist;“. 

Begründung 

Der Vorbehalt einer Überprüfung der Berufsqualifi- 
kation von Ausländem, die als Sachverständiger tätig 
werden wollen, begründet eine neue Aufgabe für den 
Verwaltungsvollzug. Weder der Wortlaut des Entwurfs 
noch die Begründung der Bundesregierang lassen erken- 
nen, wie diese Aufgabe vollzogen werden soll. Bereits 
nach der bisherigen Regelung waren zwei Zweige der 
Verwaltung damit befasst, die Kompetenz als Sach- 
verständiger (gemäß Nummer 1 bzw. Nummer 2) fest- 
zustellen. Es sollte unbedingt vermieden werden, dass 
allein für die relativ seltenen, dann aber jeweils schwie- 
rigen Fälle mit Auslandsbezug wiederum andere Be- 
hörden zuständig werden. Vielmehr liegt es nahe, die 
Kompetenz der Zulassungsstelle nach dem Umweltau- 
ditgesetz zu nutzen. Dies bietet auch die beste Gewähr 
für eine bundeseinheitliche Praxis (und Übersicht) in den 
Fällen, in denen ein Ausländer als Sachverständiger tätig 
werden will. 

Da die Zulassungsstelle nach dem Umweltauditgesetz 
im Geschäftsbereich des BMU arbeitet (§ 28 f. UAG), 
können die Länder deren Zuständigkeit nicht regeln. Da- 
her ist diese Zuständigkeit bereits in das vorliegende Ge- 
setz aufzunehmen. 


2. Zu Artikel 3 Nummer 1 Buehstabe c 

(§ 26 Absatz 2 Satz 2 BImSchG)2 

In Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe c ist § 26 Absatz 2 
Satz 2 wie folgt zu fassen: 

„Die Bekanntgabe erfolgt durch die zuständige Behörde 
des Landes, in dem der Antragsteller seinen Geschäfts- 
sitz hat und gilt für das gesamte Bundesgebiet; besteht 
kein Geschäftssitz im Inland, so ist das Land zuständig, 
in dem die Tätigkeit nach Absatz 1 vorrangig ausgeübt 
werden soll.“ 

Begründung 

Die Formulierung in Absatz 1 ist unklar hinsichtlich der 
Zuständigkeit für die Bekaimtgabe. Der Satz kann auch 
so verstanden werden, dass eine Bekaimtgabe in einem 
beliebigen Land beantragt werden kann. Dies ist von den 
Ländern nicht erwünscht. Mit der vorgeschlagenen Än- 
derung ist die Zuständigkeit klar definiert und hängt 
nicht von der Wahl des Antragstellers ab. Damit wird der 
Aufgabenverteilung auf die Länder nach dem föderalen 
Prinzip Rechnung getragen und ein Kompetenzverlust 
veraiieden. 

Besteht kein Geschäftssitz im Inland, richtet sich die 
Zuständigkeit danach, wo der Antragsteller seine Mess- 
tätigkeit ausüben will. Insoweit werden die Geschäfts- 
absichten des Antragstellers berücksichtigt und darauf 
abgestellt, wo Anlass für die Amtshandlung gegeben 
wird. 

Diese Zuständigkeitsregelungen beschränken sich auf 
das Verfahren der Bekanntgabe und erstrecken sich nicht 
auf die Prüfung der Gleichwertigkeit von Anerkennun- 
gen nach Absatz 3 Satz 1. Die Prüfung, ob eine Aner- 
kennung gleichwertig ist, erfolgt in dem Verfahren, in 
dem die konkrete Maßnahme nach Absatz 1 angeordnet 
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worden ist. Eine darüber hinausgehende verwaltungsbe- 
hördliche Feststellung oder Bestätigung ist nicht vorge- 
sehen. 

3. Zu Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe c (§ 26 Absatz 2 
Satz 5 BImSchG)3 

In Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe c ist § 26 Absatz 2 
Satz 5 wie folgt zu fassen: 

„Das Verfahren für die Prüfung des Antrags auf Be- 
kanntgabe muss innerhalb von vier Monaten abgeschlos- 
sen sein; § 42a Absatz 2 Satz 2 bis 4 des Verwaltungs- 
verfahrensgesetzes findet Anwendung.“ 

Begründung 

Die dreimonatige Frist ist für ein Bekanntgabeverfahren, 
das auch die Prüfung des Fachkundenachweises umfasst, 
zu kurz bemessen. Für diese Prüfung sind bis zu acht 
Monate erforderlich. Die bekanntgebenden Behörden 
werden daher in diesen Fähen auch bei einer viermonati- 
gen Frist von der einmaligen Verlängerungsmöglichkeit 
des § 42a Absatz 2 Satz 3 des Verwaltungsverfahrens- 
gesetzes Gebrauch machen und die Frist um weitere vier 
Monate verlängern müssen. 

Es sollte daher zusätzlich zur Änderung des Wortlauts 
des § 26 Absatz 2 Satz 5 für die Gesetzesauslegung gel- 
ten, dass bei Bekanntgabeverfahren, die nicht auf eine 
bereits erfolgte Akkreditierung zurückgreifen können, 
sondern in denen der Fachkundenachweis erstmals ge- 
prüft werden muss, eine angemessene Verlängerung der 
Frist im Sinne des § 42a Absatz 2 Satz 3 VwVfG in der 
Regel vier Monate beträgt. 

Auch in den Fähen, in denen der Antragsteller einen 
Nachweis der nationalen Akkreditierungsstelle vorlegt, 
ist die dreimonatige Frist zu kurz bemessen. Denn auch 
in diesen Verfahren müssen über den Nachweis der Ak- 
kreditierungsstelle hinaus weitere für die Bekanntgabe 
erforderliche Voraussetzungen geprüft werden. 

4. Zu Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe c (§ 26 Absatz 3 
Satz 2 zweiter Halbsatz BImSchG)^ 

In Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe c ist in § 26 Absatz 3 
Satz 2 der zweite Halbsatz zu streichen. 

Begründung 

Diese Regelung basiert offensichtlich auf Artikel 10 Ab- 
satz 3 Satz 1 der Dienstleistungsrichtlinie, der eine Dop- 
pelprüfung derselben Anforderungen in mehreren Mit- 
gliedstaaten untersagt. Allerdings ist diese EG-Regelung 
bereits durch den vorausgehenden Absatz 3 Satz 1 und 2 
erster Halbsatz umgesetzt. Denn wenn eine Prüfung der- 
selben Voraussetzungen in einem anderen Mitgliedstaat 
erfolgt ist, hegt entweder eine gleichwertige Anerken- 
nung vor (Satz 1) oder es sind zumindest gleichwertige 
Nachweise erbracht worden (Satz 2 erster Halbsatz). 

Nach diesen beiden Regelungen in Absatz 3 ist der 
zweite Halbsatz von Satz 2 nicht nur unnötig; er kann 
auch zu fehlerhaften Schlussfolgerungen führen. Wenn 


man ihn — als dritte Nachweisvariante neben den voraus- 
gehenden - wörtlich versteht, würden bereits Nachweise 
über die Regelungen im Heimatstaat ausreichen, die die 
dort geltenden Anforderungen beschreiben. Es wäre aber 
kein Nachweis erforderlich, dass der betreffende Unter- 
nehmer bestimmte Anforderungen auch tatsächlich er- 
füllt. 

Eine solche Nachweisvariante würde den Sinn und 
Zweck des Bekanntgabevorbehalts ad absurdum führen. 
Sie entspräche auch nicht den Erfordernissen des Arti- 
kels 10 Absatz 3 der Dienstleistungsrichtlinie. Deshalb 
ist der zweite Halbsatz in Satz 2 zu streichen. 

5. Zu Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe c (§ 26 Absatz 3 
Satz 5 BImSchG)5 

In Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe c ist § 26 Absatz 3 
Satz 5 wie folgt zu ändern: 

a) Im ersten Halbsatz ist nach der Angabe „Absatz 2“ 
die Angabe „und 4 Satz 4 und 5“ einzufügen. 

b) Im zweiten Halbsatz ist die Angabe „Sätze 2 bis 5“ 
durch die Angabe „Satz 2 bis 6“ zu ersetzen. 

Begründung 

Das Verfahrensrecht der Gewerbeordnung (GewO) wird 
unvollständig in Bezug genommen. Teilweise mögen die 
Vorschriften wegen der Übereinstimmung mit § 71a 
Absatz 2, § 71b ff. VwVfG entbehrlich sein. Zumindest 
die Möglichkeit, Informationen über einen Antragsteller 
im Herkunftsstaat einzuholen, ist aber bei einem Verfah- 
ren analog den §§ 36a und 13a GewO wesentlich und 
darf nicht entfallen. 

In § 42a Absatz 2 Satz 2 VwVfG fehlt ein Vorbehalt, wie 
ihn § 13a Absatz 2 Satz 6 und § 36a Absatz 4 Satz 5 
GewO vorsehen. Die Regelungen in der GewO unter- 
scheiden sich von dem Erfordernis vollständiger An- 
tragsunterlagen. 

6. Zu Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe c 

(§ 26 Absatz 4 - neu - BImSchG)® 

In Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe c ist dem § 26 folgen- 
der Absatz 4 anzufügen: 

„(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, nach 
Anhörung der beteiligten Kreise (§51) durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Anforde- 
rungen an die Bekanntgabe nach Absatz 2 auch im 
Hinblick auf die Gleichwertigkeit nicht inländischer An- 
erkennungen und Nachweise nach Absatz 3 näher zu be- 
stimmen sowie das Bekanntgabeverfahren nach Absatz 2 
zu regeln.“ 

Begründung 

Die Detailregelungen in Absatz 2 Satz 3 bis 5 und in Ab- 
satz 3 ab Satz 2 sollten nicht im Gesetz, sondern in einer 
Rechtsverordnung erfolgen. Diese sollte auch die kon- 
kreten Anforderungen an die erforderliche Sachkunde, 
Unabhängigkeit, Zuverlässigkeit und gerätetechnische 
Ausstattung sowie das Bekanntgabeverfahren regeln. Es 
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erscheint nicht sinnvoll, mit Satz 2 des Absatzes 3 die 
Forderung nach Gleichwertigkeit nicht inländischer Un- 
terlagen zu erheben, wenn nicht auf gleicher Normebene 
die Anforderungen an inländische Anerkermungen und 
Nachweise festgelegt werden. 

Um europarechtlich kein weiteres Umsetzungsdefizit zu 
erzeugen, erscheinen die Regelungen in Absatz 2 Satz 3 
bis 5 und in Absatz 3 ab Satz 2 akzeptabel; sie sollten 
aber baldmöglichst zeitgleich mit Inkrafttreten der Ver- 
ordnung nach Absatz 4 gestrichen werden. 

Die Verordnung soll die Gleichbehandlung bei der Be- 
kanntgabe von Stellen sicherstellen. 

7. Zu Artikel 3 Nummer 2 Buehstabe a 

(§ 29a Absatz 1 Satz 1 BImSchG) 

In Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe a ist § 29a Absatz 1 
Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Die zuständige Behörde kann anordnen, dass der Be- 
treiber einer genehmigungsbedürftigen Anlage oder ei- 
ner Anlage innerhalb eines Betriebsbereichs nach § 3 
Absatz 5a einen der von der zuständigen Behörde eines 
Landes bekarmt gegebenen Sachverständigen mit der 
Durchführung bestimmter sicherheitstechnischer Prü- 
fungen sowie Prüfungen von sicherheitstechnischen Un- 
terlagen beauftragt.“ 

Begründung 

Soweit Anlagen im Zusammenhang mit Betriebsberei- 
chen betrieben werden, gelten unabhängig von ihrer Ge- 
nehmigungsbedürftigkeit für sie die Anforderungen der 
Störfallverordnung (StörfallV), insbesondere die Anfor- 
derung, dass nach § 3 Absatz 4 StörfallV die Beschaf- 
fenheit und der Betrieb der Anlagen des Betriebsbe- 
reichs dem Stand der Sicherheitstechnik entsprechen 
müssen. 

8. Zu Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe b 

(§ 29a Absatz 4 Satz 2 BImSchG)^ 

In Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe b ist § 29a Absatz 4 
Satz 2 wie folgt zu fassen: 

„Die Bekanntgabe erfolgt durch die zuständige Behörde 
des Landes, in dem der Antragsteller seinen Geschäfts- 
sitz hat und gilt für das gesamte Bundesgebiet; besteht 
kein Geschäftssitz im Inland, so ist das Land zuständig, 
in dem die Tätigkeit nach Absatz 1 vorrangig ausgeübt 
werden soll.“ 

Begründung 

Die Formulierung in Absatz 1 ist unklar hinsichtlich der 
Zuständigkeit für die Bekarmtgabe. Der Satz karm auch 
so verstanden werden, dass eine Bekanntgabe in einem 
beliebigen Land beantragt werden kann. Dies ist von den 
Ländern nicht erwünscht. Mit der vorgeschlagenen Än- 
derung ist die Zuständigkeit klar definiert und hängt 
nicht von der Wahl des Antragstellers ab. Damit wird der 
Aufgabenverteilung auf die Länder nach dem föderalen 
Prinzip Rechnung getragen und ein Kompetenzverlust 
vermieden. 


^ Sachzusammenhang mit Nummer 2. 


Besteht kein Geschäftssitz im Inland, richtet sich die 
Zuständigkeit danach, wo der Antragsteller seine Sach- 
verständigentätigkeit ausüben will. Insoweit werden die 
Geschäftsabsichten des Antragstellers berücksichtigt 
und darauf abgestellt, wo Anlass für die Amtshandlung 
gegeben wird. 

Diese Zuständigkeitsregelungen beschränken sich auf 
das Verfahren der Bekanntgabe und erstrecken sich 
nicht auf die Prüfung der Gleichwertigkeit von Aner- 
kennungen nach Absatz 5 Satz 1 . Die Prüfung, ob eine 
Anerkennung gleichwertig ist, erfolgt in dem Verfah- 
ren, in dem die konkrete Maßnahme nach Absatz 1 an- 
geordnet worden ist. Eine darüber hinaus gehende ver- 
waltungsbehördliche Feststellung oder Bestätigung ist 
nicht vorgesehen. 

9. Zu Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe b 

(§ 29a Absatz 4 Satz 5 BImSchG)* 

In Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe b ist § 29a Absatz 4 
Satz 5 wie folgt zu fassen: 

„Das Verfahren für die Prüfung des Antrags auf Be- 
kanntgabe muss innerhalb von vier Monaten abge- 
schlossen sein; § 42a Absatz 2 Satz 2 bis 4 des Verwal- 
tungsverfahrensgesetzes findet Anwendung.“ 

Begründung 

Die dreimonatige Frist ist für ein Bekanntgabeverfah- 
ren zu kurz bemessen. Neben der Prüfung der vom An- 
tragsteller eingereichten Unterlagen führt die bekannt- 
gebende Behörde mit dem Antragsteller auch ein 
Fachgespräch. Da dessen Terminierung erst nach der 
Prüfung der Unterlagen erfolgen kann und mit dem An- 
tragsteller abgestimmt werden muss, wird in vielen Fäl- 
len ein Zeitraum von drei Monaten für die Durchfüh- 
rung des Verfahrens nicht ausreichend sein. 

10. Zu Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe b 

(§ 29a Absatz 5 BImSchG) 

In Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe b ist § 29a Absatz 5 
wie folgt zu fassen: 

„(5) Gleichwertige Anerkennungen aus einem ande- 
ren Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem 
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Euro- 
päischen Wirtschaftsraum stehen Bekarmtgaben nach 
Absatz 1 Satz 1 gleich. § 26 Absatz 3 Satz 2 bis 5^ gel- 
ten entsprechend.“ 

Begründung 

Die Änderung dient der redaktionellen Kürzung. 

11. Zu Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe b 

(§ 29a Absatz 5 Satz 5 BImSchG)*® 

In Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe b ist § 29a Absatz 5 
Satz 5 wie folgt zu ändern: 


* Sachzusammenhang mit Nummer 3. 

^ Vergleiche Nummer 4 zu § 26 Absatz 3 Satz 2 zweiter Halbsatz 
BImSchG-E und Nummer 5 zu § 26 Absatz 3 Satz 5 BImSchG-E. 

10 Vergleiche Nummer 10 zu § 29a Absatz 5 redaktionell; Sachzusam- 
menhang mit den Nummern 5 und 1 8 Buchstabe b. 
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a) Im ersten Halbsatz ist nach der Angabe „Absatz 2“ 
die Angabe „und 4 Satz 4 und 5“ einzufugen. 

b) Im zweiten Halbsatz ist die Angabe „Sätze 2 bis 5“ 
durch die Angabe „Satz 2 bis 6“ zu ersetzen. 

Begründung 

Das Verfahrensrecht der GewO wird unvollständig 
in Bezug genommen. Teilweise mögen die Vorschrif- 
ten wegen der Übereinstimmung mit § 71a Absatz 2, 
§ 71b ff. VwVfG entbehrlich sein. Zumindest die Mög- 
lichkeit, Informationen über einen Antragsteller im 
Herkunfts Staat einzuholen, ist aber bei einem Verfahren 
analog den §§ 36a und 13a GewO wesentlich und darf 
nicht entfallen. 

In § 42a Absatz 2 Satz 2 VwVfG fehlt ein Vorbehalt, 
wie ihn § 13a Absatz 2 Satz 6 und § 36a Absatz 4 
Satz 5 GewO vorsehen. Die Regelungen in der GewO 
unterscheiden sich von dem Erfordernis vollständiger 
Antragsunterlagen. 

12. Zu Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe b 

(§ 29a Absatz 6 - neu - BImSchG)** 

In Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe b ist dem § 29a fol- 
gender Absatz 6 anzufügen: 

„(6) Die Bundesregierung wird ermächtigt, nach An- 
hörung der beteiligten Kreise (§51) durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Anforde- 
rungen an die Bekanntgabe nach Absatz 4 auch im 
Hinblick auf die Gleichwertigkeit nicht inländischer 
Anerkennungen und Nachweise nach Absatz 5 näher zu 
bestimmen sowie das Bekanntgabeverfahren zu regeln.“ 

Begründung 

Die Detailregelungen in Absatz 4 Satz 3 bis 5 und in Ab- 
satz 5 ab Satz 2 sollten nicht im Gesetz, sondern in einer 
Rechtsverordnung erfolgen. Diese sollte auch die kon- 
kreten Anforderungen an die erforderliche Fachkunde, 
Unabhängigkeit, Zuverlässigkeit und gerätetechnische 
Ausstattung sowie das Bekanntgabeverfahren regeln. Es 
erscheint nicht sinnvoll, mit Satz 2 des Absatzes 5 die 
Forderung nach Gleichwertigkeit nicht inländischer Un- 
terlagen zu erheben, wenn nicht auf gleicher Normebene 
die Anforderungen an inländische Anerkennungen und 
Nachweise festgelegt werden. 

Um europarechtlich kein weiteres Umsetzungsdefizit 
zu erzeugen, erscheinen die Regelungen in Absatz 4 
Satz 3 bis 5 und in Absatz 5 ab Satz 2 akzeptabel; sie 
sollten aber baldmöglichst zeitgleich mit Inkrafttreten 
der Verordnung nach Absatz 5 gestrichen werden. 

Die Verordnung soll die Gleichbehandlung bei der Be- 
kanntgabe von Stellen sicherstellen. 

13. Zu Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe b 

(§ 19b Absatz 1 Satz 7 zweiter Halbsatz ChemG)*^ 

In Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe b ist in § 19b Ab- 
satz 1 Satz 7 der zweite Halbsatz zu streichen. 


Begründung 

Diese Regelung basiert auf Artikel 10 Absatz 3 Satz 1 
der Dienstleistungsrichtlinie, der eine Doppelprüfung 
derselben Anforderungen in mehreren Mitgliedstaaten 
untersagt. Allerdings ist diese EG-Regelung bereits 
durch Absatz 2 und 1 Satz 7 erster Halbsatz umgesetzt. 
Denn wenn eine Prüfung derselben Voraussetzungen in 
einem anderen Mitgliedstaat erfolgt ist, liegt entweder 
eine gleichwertige Bescheinigung vor (Absatz 2) oder 
es sind zumindest gleichwertige Nachweise erbracht 
worden (Absatz 1 Satz 7 erster Halbsatz). 

Auf Grund dieser beiden Regelungen ist der zweite 
Halbsatz von Absatz 1 Satz 7 nicht nur unnötig; er kann 
auch zu fehlerhaften Schlussfolgerungen führen. Wenn 
man ihn - als dritte Nachweisvariante neben den ande- 
ren - wörtlich versteht, würden bereits Nachweise über 
die Regelungen im Heimatstaat ausreichen, die die dort 
geltenden Anforderungen beschreiben. Es wäre aber 
kein Nachweis erforderlich, dass der betreffende Unter- 
nehmer bestimmte Anforderungen auch tatsächlich er- 
füllt. 

Eine solche Nachweisvariante würde den Sinn und 
Zweck des Bescheinigungsvorbehalts ad absurdum füh- 
ren. Sie entspräche auch nicht den Erfordernissen des 
Artikels 10 Absatz 3 der Dienstleistungsrichtlinie. Des- 
halb ist der zweite Halbsatz in Satz 7 zu streichen. 

14. Zu Artikel 5 (§ 11 Absatz 5 Nummer 3 ElektroG)*^ 

In Artikel 5 ist in § 1 1 Absatz 5 Nummer 3 nach dem 
ersten Halbsatz folgender Halbsatz einzufügen: 

„die Nachprüfung erfolgt durch die Stelle, die für eine 
Zulassung nach Nummer 2 zuständig ist;“. 

Begründung 

Der Vorbehalt einer Überprüfung der Berufsqualifika- 
tion von Ausländem, die als Sachverständiger tätig 
werden wollen, begründet eine neue Aufgabe für den 
Verwaltungsvollzug. Weder der Wortlaut der Vorlage 
noch die Begründung der Bundesregierang lassen er- 
kennen, wie diese Aufgabe vollzogen werden soll. Be- 
reits nach der bisherigen Regelung waren zwei Zweige 
der Verwaltung damit befasst, die Kompetenz als Sach- 
verständiger (gemäß Nummer 1 bzw. Nummer 2) fest- 
zustellen. Es sollte unbedingt vermieden werden, dass 
allein für die relativ seltenen, dann aber jeweils schwie- 
rigen Fälle mit Auslandsbezug wiederum andere Be- 
hörden zuständig werden. Vielmehr liegt es nahe, die 
Kompetenz der Zulassungsstelle nach dem Umwelt- 
auditgesetz zu nutzen. Dies bietet auch die beste Ge- 
währ für eine bundeseinheitliche Praxis (und Übersicht) 
in den Fällen, in denen ein Ausländer als Sachverstän- 
diger tätig werden will. 

Da die Zulassungsstelle nach dem Umweltauditgesetz 
im Geschäftsbereich des BMU arbeitet (§ 28 f. UAG), 
können die Länder deren Zuständigkeit nicht regeln. 
Daher ist diese Zuständigkeit bereits in das vorliegende 
Gesetz aufzunehmen. 
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15. Zu Artikel7(§ 6a-neu-NiSG) 

Artikel 7 ist wie folgt zu fassen: 

, Artikel 7 

Änderung des Gesetzes 
zum Schutz vor nichtionisierender Strahlung 
bei der Anwendung am Menschen 

Nach § 6 des Gesetzes zum Schutz vor nichtionisie- 
render Strahlung bei der Anwendung am Menschen 
vom 29. Juli 2009 (BGBl. 1 S. 2433) wird folgender 
§ 6a eingefügt: 

„§ 6a Bekanntgabe von Prüfstellen 

(1) Auf Antrag hat die zuständige Behörde die Stelle 
bekannt zu geben, die berechtigt ist, eine Anlage nach 
§ 6 Absatz 2 Nummer 1 zu überprüfen. Dem Antrag ist 
zu entsprechen, wenn der Antragsteller über die erfor- 
derliche Fachkunde, Unabhängigkeit, Zuverlässigkeit 
und gerätetechnische Ausstattung verfügt. Die Be- 
kanntgabe gilt für das gesamte Bundesgebiet. Sie kann 
mit einem Vorbehalt des Widerrufs, einer Befristung, 
mit Bedingungen, Auflagen und dem Vorbehalt von 
Auflagen versehen werden. Verfahren nach dieser Vor- 
schrift können über eine einheitliche Stelle abgewickelt 
werden. Die Prüfung des Antrags auf Bekanntgabe 
muss innerhalb von drei Monaten abgeschlossen sein; 
§ 42a Absatz 2 Satz 2 bis 4 des Verwaltungsverfahrens- 
gesetzes findet Anwendung. 

(2) Bei der Prüfung des Antrags auf Bekanntgabe 
stehen Nachweise aus einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts- 
raum inländischen Nachweisen gleich, wenn sie mit 
diesen gleichwertig sind oder aus ihnen hervorgeht, 
dass der Antragsteller die betreffenden Anforderungen 
erfüllt. Nachweise sind der zuständigen Behörde [im 
Original oder in Kopie] vorzulegen. Eine [Beglaubi- 
gung der Kopie sowie eine beglaubigte deutsche Über- 
setzung] i'* können verlangt werden. Hinsichtlich der 
Überprüfung der erforderlichen Fachkunde des Antrag- 
stellers gilt § 36a Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 der Ge- 
werbeordnung entsprechend; bei vorübergehender und 
nur gelegentlicher Tätigkeit eines Staatsangehörigen ei- 
nes anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union 
oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum gilt hinsicht- 
lich der erforderlichen Fachkunde § 13a Absatz 2 
Satz 2 bis 5 und Absatz 3 der Gewerbeordnung entspre- 
chend. 

(3) Die Entscheidung über den Antrag trifft die zu- 
ständige Behörde des Landes, in dem die Stelle ihren 
Firmensitz hat. 

(4) Gleichwertige Anerkennungen aus einem ande- 
ren Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem 
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Euro- 
päischen Wirtschaftsraum stehen Bekanntgaben nach 
Absatz 1 gleich.“ ‘ 


Begründung 

In § 6 NiSG werden die Befugnisse der für die Überwa- 
chung der Einhaltung der Vorschriften des Gesetzes zu- 
ständigen Behörden normiert. Die Bekanntgabe von 
Stellen, die vom Betreiber einer Anlage auf Anordnung 
der zuständigen Behörde mit der Überprüfung der 
Anlage beauftragt werden, sollte nicht in der Norm zur 
Befugnis der Behörden erfolgen. Außerdem wird ver- 
mieden, dass der Antrag auf Bekanntgabe fälschlicher- 
weise verknüpft wird mit einer Anordnung der zustän- 
digen Behörde. Die materiell-rechtlichen Regelungen 
des Gesetzentwurfs werden mit redaktionellen Anpas- 
sungen übernommen. 

Der Änderungsvorschlag dient der Normenklarheit und 
Lesbarkeit des Gesetzes. 

16. Zu Artikel 8 Nummer 1 Buchstabe a 

(§49 Absatz 2a Satz 2 zweiter Halbsatz KrW-/AbfG)*^ 

In Artikel 8 Nummer 1 Buchstabe a ist in § 49 Absatz 
2a Satz 2 der zweite Halbsatz zu streichen. 

Begründung 

Diese Regelung basiert offensichtlich auf Artikel 10 
Absatz 3 Satz 1 der Dienstleistungsrichtlinie, der eine 
Doppelprüfimg derselben Anforderungen in mehreren 
Mitgliedstaaten untersagt. Allerdings ist diese EG-Re- 
gelung bereits durch den vorausgehenden Absatz 2a 
Satz 1 und 2 erster Halbsatz umgesetzt. Denn wenn 
eine Prüfung derselben Voraussetzungen in einem an- 
deren Mitgliedstaat erfolgt ist, liegt entweder eine 
gleichwertige Genehmigung vor (Satz 1) oder es sind 
zumindest gleichwertige Nachweise erbracht worden 
(Satz 2 erster Halbsatz). 

Nach diesen beiden Regelungen in Absatz 2a ist der 
zweite Halbsatz von Satz 2 nicht nur unnötig; er kann 
auch zu fehlerhaften Schlussfolgerungen führen. Wenn 
man ihn - als dritte Nachweisvariante neben den vor- 
ausgehenden - wörtlich versteht, würden bereits Nach- 
weise über die Regelungen im Heimatstaat ausreichen, 
die die dort geltenden Anforderungen beschreiben. Es 
wäre aber kein Nachweis erforderlich, dass der betref- 
fende Unternehmer bestimmte Anforderungen auch tat- 
sächlich erfüllt. 

Eine solche Nachweisvariante würde den Sinn und 
Zweck des Genehmigungsvorbehalts ad absurdum füh- 
ren. Sie entspräche auch nicht den Erfordernissen des 
Artikels 10 Absatz 3 der Dienstleistungsrichtlinie. Des- 
halb ist der zweite Halbsatz in Satz 2 zu streichen. 

17. Zu Artikel 8 Nummer 1 Buchstabe a 

(§ 49 Absatz 2a Satz 6 KrW-/AbfG) 

In Artikel 8 Nummer 1 Buchstabe a ist in § 49 Ab- 
satz 2a Satz 6 der Punkt am Ende durch folgenden Halb- 
satz „ , sofern der Antragsteller Staatsangehöriger eines 
Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines 
anderen Vertragsstaates des Abkorrrmens über den Euro- 
päischen Wirtschaftsraum ist oder als juristische Person 
in einem dieser Staaten seinen Sitz hat.“ zu ersetzen. 


14 
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Begründung 

Von der Genehmigungsfiktion des § 42a VwVfG wird 
jeder Antragsteller begünstigt. Das VwVfG geht damit 
erheblich über die Erfordernisse der Dienstleistungs- 
richtlinie hinaus. Außerhalb der EU und des EWR ste- 
hen aber die Möglichkeiten zur Verwaltungszusammen- 
arbeit, die die Dienstleistungsrichtlinie vorsieht, nicht 
zur Verfügung. Es wäre daher nicht vertretbar, die Vor- 
schriften über die Genehmigungsfiktion auch in Fällen 
anzuwenden, in denen weder gemäß den Sätzen 1 und 2 
Nachweise anerkannt werden müssen noch ein gewis- 
ser Mindeststandard für Rückfragen unter Behörden ge- 
währleistet ist. 

Deshalb bedarf es an dieser Stelle einer einschränken- 
den Regelung, damit nicht nur die Pflicht zur Aner- 
kennung von Nachweisen - wie in den Sätzen 1 und 2 
ausdrücklich geregelt -, sondern auch die Genehmi- 
gungsfiktion auf das Gebiet von EU und EWR be- 
schränkt bleibt. 

18. Zu Artikel 8 Nummer 1 Buchstabe a 

(§ 49 Absatz 2a Satz 7 - neu, Absatz 2b erster Halbsatz 
KrW-/AbfG) 

ln Artikel 8 Nummer 1 Buchstabe a ist § 49 wie folgt 
zu ändern: 

a) Dem Absatz 2a ist folgender Satz anzufügen: 

„Solange die Frist zur Bearbeitung gemäß Absatz 2b 
in Verbindung mit § 36a Absatz 4 Satz 5 der Gewer- 
beordnung gehemmt ist, gilt dies auch im Rahmen 
von § 42a des Verwaltungsverfahrensgesetzes.“ 

b) ln Absatz 2b erster Halbsatz ist nach der Angabe 
„Absatz 2“ die Angabe „und 4 Satz 4 und 5“ einzu- 
fügen.'® 

Begründung 

Zu Buchstabe a 

Die neuen Absätze 2a und 2b schaffen durch die Um- 
setzung von zwei verschiedenen EG-Richtlinien und 
eine Kombination von eigenen Vorschriften mit Ver- 
weisungen auf das VwVfG und die GewO ein kom- 
pliziertes Verfahrensrecht. Dabei stehen die Vorschrif- 
ten des VwVfG der Dienstleistungsrichtlinie (die neben 
§ 42a zusätzlich gemäß § 71a Absatz 2 VwVfG auch 
Teile des § 71b ff. VwVfG umfassen) relativ unverbun- 
den neben den Vorschriften der §§ 13a und 36a GewO, 
die sich primär auf die Berufsanerkennungsrichtlinie 
beziehen. Bei der Bearbeitung von konkreten Einzel- 
fallen muss die zuständige Behörde aber erkennen kön- 
nen, welche Verfahrensvorgaben für sie maßgeblich 
sind, insbesondere wenn nach einer knapp bemessenen 
Verfahrensfrist eine Genehmigungsfiktion droht. 

Die Ergänzung in Satz 7 - neu — klärt bezüglich der 
sensiblen Frage, inwieweit ein Rückfragebedarf der 
prüfenden Behörde im Heimatstaat des Antragstellers 
die Frist für das Verfahren hemmt, den Bezug zwischen 
diesen Vorschriften. 


Zu Buchstabe b 

Das Verfahrensrecht der GewO wird unvollständig in 
Bezug genommen. Teilweise mögen die Vorschrif- 
ten wegen der Übereinstimmung mit § 71a Absatz 2, 
§ 71b ff. VwVfG entbehrlich sein. Zumindest die Mög- 
lichkeit, Informationen über einen Antragsteller im 
Herkunftsstaat einzuholen, ist aber bei einem Verfahren 
analog § 36a GewO wesentlich und darf nicht entfallen. 

ln § 42a VwVfG fehlt ein Vorbehalt, wie ihn § 13a Ab- 
satz 2 Satz 6 und § 36a Absatz 4 Satz 5 GewO vorse- 
hen. Die Regelung in der GewO unterscheidet sich von 
dem Erfordernis vollständiger Antragsunterlagen. 

19. Zu Artikel 8 Nummer 1 Buchstabe a 

(§ 49 Absatz 2b Satz 1 erster Halbsatz, 

Satz 2 - neu - und 3 - neu - KrW-/AbfG) 

ln Artikel 8 Nummer 1 Buchstabe a ist § 49 Absatz 2b 
wie folgt zu ändern: 

a) Im bisherigen Text wird der erste Halbsatz zu 
Satz 1.'"^ 

b) Folgende Sätze sind anzufügen: 

„§ 36a Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 der Gewerbeord- 
nung gilt nur, wenn die Tätigkeit nach Absatz 1 in 
einem Staat erfolgte, der sie nicht reglementiert hat. 
Einen Anpassungslehrgang gemäß § 36a Absatz 2 
Satz 1 der Gewerbeordnung kann der Antragsteller 
nur wählen, wenn entsprechende Einzelheiten ein- 
schließlich der Bewertung und der Rechtsstellung 
des Lehrgangsteilnehmers in der Rechtsverordnung 
nach Absatz 3 festgelegt sind.“ 

Begründung 

Die Ergänzungen dienen der Präzisierung bei der Um- 
setzung der Berufsqualifikationsanerkennungsricht- 
linie (Richtlinie 2005/36/EG) und der Praktikabilität im 
Vollzug. 

Der neue Satz 2 präzisiert das Verhältnis zwischen der 
Nummer 1 in § 36a Absatz 1 Satz 2 GewO - Vorlage 
einer Berufszulassung aus einem anderen Staat - und 
der nachfolgenden Nummer 2 - Vorlage einer Beschei- 
nigung über die bloße praktische Berufsausübung. 
Während die GewO nicht eindeutig regelt, ob es sich 
bei der Nummer 2 um einen bloßen Auffangtatbestand 
handelt, wenn der Herkunftsmitgliedstaat keine ver- 
gleichbare Genehmigung kennt, sieht die zu Grunde 
liegende Richtlinie 2005/36/EG in Artikel 13 Absatz 1 
und 2 genau diese Abstufung vor. Die bloße praktische 
Berufsausübung reicht nach der EG-Richtlinie nur aus, 
wenn der Heimatstaat die Berufsausübung nicht re- 
glementiert. Da es sich bei der zweiten Variante um 
eine „Behelfslösung“ handelt, soll das deutsche Recht 
nicht bei der Umsetzung noch hinter die EG- Vorgaben 
(und etwaigen Regelungen des Herkunftsmitglied- 
staates) zurückfallen. Demnach ist der Verfahrensweg 
gemäß § 36a Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 GewO nur 
anwendbar, wenn der Herkunftsmitgliedstaat die Be- 
rufsausübung als Abfalltransporteur nicht reglemen- 
tiert. 


Zum ersten Halbsatz vgl. Nummer 18 Buchstabe b; zum zweiten 
Halbsatz vgl. Nummer 20. 


16 


Sachzusammenhang mit den Nummern 5 und 1 1 . 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-7- 


Drucksache 17/1904 


Der neue Satz 3 schafft die notwendige Grundlage, um 
die Option eines „Anpassungslehrgangs“ gemäß § 36a 
Absatz 2 GewO vollziehen zu können. Die Richtlinie 
2005/36/EG definiert in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe g 
den „Anpassungslehrgang“ zunächst als eine Berufs- 
ausübung in dem Aufnahmemitgliedstaat unter der Ver- 
antwortung eines qualifizierten Berufsangehörigen. Die 
Richtlinie sieht außerdem vor, dass die zuständige Be- 
hörde im Aufnahmemitgliedstaat die Einzelheiten des 
Anpassungslehrgangs und seiner Bewertung sowie die 
Rechtsstellung des beaufsichtigten zugewanderten 
Lehrgangsteilnehmers festlegt. 

Diese Anforderungen sind ohne eine entsprechende 
Vorgabe im Bundesrecht nicht vollziehbar. Es wäre völ- 
lig unangemessen, wenn die Länder jeweils einzeln 
Leitlinien für Anpassungslehrgänge von EG-Bürgem 
aus diversen Mitgliedstaaten entwickeln müssten. 

20. Zu Artikel 8 Nummer 1 Buchstabe a 

(§ 49 Absatz 2b zweiter Halbsatz KrW-/AbfG) 

In Artikel 8 Nummer 1 Buchstabe a ist in § 49 Ab- 
satz 2b der zweite Halbsatz zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift verkennt die Bedeutung, die dem Fach- 
kundenachweis als Voraussetzung einer Transportge- 
nehmigung zukommt. 

Eine Transportgenehmigung wird für ein Unternehmen 
erteilt; dieses kann sowohl ein Personenuntemehmen 
als auch eine juristische Person sein. Eine Berufsquali- 
fikation stellt demgegenüber eine persönliche Eigen- 
schaft von natürlichen Personen dar. 

Im Rahmen der Voraussetzungen für die Transportge- 
nehmigung spielt es - neben anderen Erfordernissen - 
u. a. eine Rolle, dass verantwortliche Personen über die 
erforderliche Fachkunde verfügen; dies kann auch der 
Untemehmensinhaber sein. Die Qualifikation einer 
Person, die für das Unternehmen arbeitet, bildet also 
gleichsam einen „Baustein“ für die Erteilung der Trans- 
portgenehmigung an das Unternehmen, das sie bean- 
tragt. 

Diesem gestuften Aufbau entspricht es, dass Absatz 2a 
zunächst die Genehmigung für die Dienstleistung be- 
handelt, die das Unternehmen erhält und für die die 
EG-Dienstleistungsrichtlinie anzuwenden ist. 

Ergänzend trifft Absatz 2b Regelungen bezüglich der 
Fachkunde der relevanten Personen, die in dem Unter- 
nehmen Verantwortung tragen. Entsprechend § 36a 
GewO sind bei der Prüfung dieser Voraussetzung - vor 
der Erteilung einer Transportgenehmigung — die im 
Ausland erworbenen Berufsqualifikationen der betref- 
fenden Personen zu berücksichtigen. 

In dieser Systematik ist für einen Fachkundenachweis 
bezüglich „vorübergehender und nur gelegentlicher Tä- 
tigkeit eines in einem anderen Staat . . . niedergelassenen 
Dienstleistungserbringers“ kein Raum. Absatz 2b be- 
trifft die persönliche Qualifikation von Untemehmens- 
angehörigen, die zur Erlangung einer „vollwertigen“ 
Transportgenehmigung in Deutschland nötig ist. Diese 
Mitarbeiter müssen dem Unternehmen dauerhaft zur 


Verfügung stehen und nicht nur vorübergehend bzw. 
gelegentlich. Absatz 2b betrifft nicht unmittelbar 
Eigenschaften des Unternehmens, welches die Geneh- 
migung beantragt. Die Anforderungen an das Unter- 
nehmen können - wie dargestellt - nicht mit den per- 
sönlichen Eigenschaften der fachkundigen Mitarbeiter 
gleich gesetzt werden. 

Die Arbeitsweise einer natürlichen Person, wie sie 
§ 13a GewO regelt, ist nicht ausreichend für den Nach- 
weis der erforderlichen Fachkunde. Deshalb muss der 
zweite Halbsatz entfallen. 

21. Zu Artikel 8 Nummer 1 Buchstabe b 

(§ 49 Absatz 3 Satz 3 KrW-/AbfG) 

Artikel 8 Nummer 1 Buchstabe b ist zu streichen. 
Begründung 

Die Durchführung des Verfahrens in elektronischer 
Form ist für den Fall, dass der Antragsteller es wünscht, 
bereits in § 49 Absatz 2a Satz 5 i. V. m. § 71a Absatz 2 
und § 71e VwVfG geregelt. Durch eine ähnliche Ver- 
ordnungsermächtigung würde lediglich Unklarheit dar- 
über geschaffen, inwieweit das VwVfG eingeschränkt 
werden soll. 

22. Zu Artikel 9 Nummer 2a - neu - 

(§ 20 Absatz 1 Satz 1 TEHG) 

Der Bundesrat nimmt das neueste Urteil des Bundes- 
verwaltungsgerichts vom 18. Februar 2010 zur Geneh- 
migungspflicht von Monitoringkonzepten zum Anlass, 
die Bundesregierung zu bitten, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren und damit noch mit Wirkung für die 
laufende Handelsperiode nach rechtlichen Gestaltungs- 
möglichkeiten zu suchen, die Genehmigung von Moni- 
toringkonzepten als der entscheidenden Grundlage für 
die Abrechnung der Emissionsberechtigungen mit die- 
ser bei dem dafür verantwortlichen Umweltbundesamt 
zusammenzuführen. 

23. Zum Gesetzentwurf allgemein 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, zu prüfen 
und im weiteren Gesetzgebungsverfahren darzulegen, 
ob die im Gesetzentwurf mehrfach enthaltene Forde- 
rung, dass Unterlagen der zuständigen Behörde im Ori- 
ginal oder in Kopie vorzulegen sind und eine Beglaubi- 
gung der Kopie sowie eine beglaubigte deutsche 
Übersetzung verlangt werden können, erforderlich und 
mit Artikel 5 Absatz 3 Satz 2 der Richtlinie 2006/123/ 
EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnen- 
markt (ABI. L vom 27.12.2006) - Dienstleistungsricht- 
linie - vereinbar ist. 

Begründung 

Artikel 5 Absatz 3 Satz 2 der Dienstleistungsrichtlinie 
gibt vor, dass die Mitgliedstaaten nicht verlangen dür- 
fen, dass Dokumente eines anderen Mitgliedstaates im 
Original, in beglaubigter Kopie oder in beglaubigter 
Übersetzung vorgelegt werden, außer in Fällen, in denen 
dies in anderen Gemeinschaftsrechtsakten vorgesehen 
ist oder wenn zwingende Gründe des Allgemeininteres- 
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ses, einschließlich der öffentlichen Ordnung und Sicher- 
heit, dies erfordern. Der Gesetzentwurf sieht dagegen 
vor, dass Unterlagen regelmäßig im Original oder in 
Kopie vorgelegt werden bzw. dass eine Beglaubigung 
der Kopie sowie eine beglaubigte Übersetzung verlangt 
werden können (siehe Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe c 
(§ 26 Absatz 3 Satz 3 und 4 BImSchG), Artikel 3 
Nummer 2 Buchstabe b (§ 29a Absatz 5 Satz 3 und 4 
BImSchG), [Artikel 7 Nummer 2 (§ 6 Absatz 2a Satz 3 
und 4 NiSG)]'*, Artikel 8 Nummer 1 Buchstabe a (§ 49 
Absatz 2a Satz 3 und 4 KrW-/AbfG), Artikel 9 
Nummer 1 (§ 5 Absatz 3 Satz 5 und 6 des Treibhaus- 
gas-Emissionshandelsgesetzes), Artikel 9 Nummer 2 
(§10 Absatz 1 Satz 6 und 7 des Treibhausgas-Emis- 
sionshandelsgesetzes), Artikel 10 Nummer 1 (§ 10a 
Absatz 1 Satz 2 des Umweltauditgesetzes)). 

Darüber hinaus ist die Vorlage von Originalen, beglau- 
bigten Kopien oder beglaubigten Übersetzungen regel- 
mäßig nicht erforderlich, da gemäß Artikel 28 Absatz 1 
in Verbindung mit Artikel 34 Absatz 1 der Dienstleis- 
tungsrichtlinie und der Entscheidung der Kommission 
vom 2. Oktober 2009 (ABI. L 263 vom 7.10.2009, 
S. 32) das Binnenmarktinformationssystem als den 
Dienstleistungserbringer weniger belastender, schnelle- 
rer und zuverlässiger Weg zur Überprüfung der Unter- 
lagen zur Verfügung steht und zu nutzen ist. 

Insofern wird die Bundesregierung gebeten, im weite- 
ren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen und darzulegen, 
ob und inwieweit die Regelungen im vorliegenden Ent- 
wurf erforderlich sind bzw. gegen Artikel 5 Absatz 3 
Satz 2 der Dienstleistungsrichtlinie verstoßen und mög- 
licherweise zu einem Vertragsverletzungsverfahren 
durch die Kommission führen könnten. 

Gegenäußerung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung äußert sich zu der Stellungnahme des 
Bundesrates wie folgt: 

Zu Nummer 1 (Artikel 2, § 2 Absatz 18 Nummer 3 Satz 1 
des Batteriegesetzes) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Richtig ist, dass nach der bisherigen Regelung zwei Zweige 
der Verwaltung damit befasst sind, die Kompetenz als Sach- 
verständiger (gemäß Nummer 1 bzw. Nummer 2) festzustel- 
len. Die Zulassungsstelle nach § 28 UAG nimmt die Zulas- 
sung und Beaufsichtigung der Umweltgutachter und 
Umweltgutachterorganisationen sowie der Inhaber von 
Fachkenntnisbescheinigungen nach der Verordnung (EG) 
Nr. 1221/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 25. November 2009 über die freiwillige Teilnahme von 
Organisationen an einem Gemeinschaftssystem für Um- 
weltmanagement und Umweltbetriebsprüfung und zur Auf- 
hebung der Verordnung (EG) Nr. 761/2001, sowie der Be- 
schlüsse der Kommission 2001/681/EG und 2006/1 93/EG 
(EMAS) (ABI. L 342 vom 22.12.2009, S. 1) wahr. Zustän- 
dige Stelle ist die Deutsche Akkreditierungs- und Zulas- 
sungsgesellschaft für Umweltgutachter (DAU) mbH, die 


** [• ■ ■] vgl. hierzu Nummer 15. 


unter der Rechtsaufsicht des Bundesministeriums für Um- 
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit steht. Mithin wird 
die DAU GmbH in einem durch Bundesrecht geregelten 
und vollzogenen Bereich tätig. Dieser Vollzug auf Bundes- 
ebene ist notwendig und sachgerecht. Die EG-Verordnung 
legt unmittelbar geltend detaillierte Vorgaben für die Zulas- 
sung und Beaufsichtigung der Umweltgutachter fest und 
weist der Zulassungsstelle eine feste Rolle in dem nach der 
EMAS-Verordnung errichteten gemeinsamen europäischen 
Gremium der Zulassungs- und Aufsichtsstellen aller Mit- 
gliedstaaten zu. 

Eine andere Situation stellt sich für die öffentliche Bestel- 
lung als Sachverständiger nach § 36 GewO dar. Hier findet 
ein Ländervollzug statt, zuständig sind die jeweiligen Indus- 
trie- und Handelskammern, wobei dies auch für die Fälle 
gilt, dass ein Sachverständiger aus einem anderen EU- oder 
EWR-Staat eine Niederlassung in Deutschland errichten 
möchte. Ein unmittelbarer Sachzusammenhang besteht zu 
dem zu regelnden Fall, dass Sachverständige in Deutsch- 
land nur vorübergehend und gelegentlich tätig werden. Die 
für die Bestellung nach § 36 GewO zuständigen Stellen sind 
fachlich in der Lage, auch die vorgelegten Qualifikations- 
nachweise vorübergehend in Deutschland tätiger Sachver- 
ständiger zu überprüfen. Ein besonderer Bedarf, diese Voll- 
zugszuständigkeit auf Bundesebene zu verlagern, besteht 
nicht und wird daher abgelehnt. 

Zu Nummer 2 (Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe c, § 26 
Absatz 2 Satz 2 des Bundes-Immissions- 
schutzgesetzes) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. Als redaktionelle Folge- 
änderung muss allerdings Satz 3 sprachlich angepasst wer- 
den. Das Wort „Sie“ am Anfang dieses Satzes ist zu ersetzen 
durch die Wörter „Die Bekaimtgabe“. 

Zu Nummer 3 (Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe c, § 26 
Absatz 2 Satz 5 des Bundes-Immissions- 
schutzgesetzes) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 4 (Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe c, § 26 
Absatz 3 Satz 2, zweiter Halbsatz 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) 

Dem Streichungsantrag wird zugestimmt, die Streichung er- 
fordert allerdings eine Umformulierung des § 26 Absatz 3 
Satz 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes in der Fas- 
sung des Regierungsentwurfs, um die Beachtung der Vorga- 
ben des Artikels 10 Absatz 3 der europäischen Dienstleis- 
tungsrichtlinie sicherzustellen. § 26 Absatz 3 Satz 2 sollte 
aus Sicht der Bundesregierung daher lauten: 

„Bei der Prüfung des Antrags auf Bekanntgabe nach Ab- 
satz 1 Satz 1 stehen Nachweise aus einem anderen Mitglied- 
staat der Europäischen Union oder einem anderen Vertrags- 
staat des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts- 
raum inländischen Nachweisen gleich, wenn aus ihnen 
hervorgeht, dass der Antragsteller die betreffenden Anfor- 
derungen des Absatzes 2 Satz 1 oder die auf Grund ihrer 
Zielsetzung im Wesentlichen vergleichbaren Anforderungen 
des Ausstellungsstaats erfüllt.“ 
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Zu Nummer 5 (Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe c, § 26 
Absatz 3 Satz 5 des Bundes-Immissions- 
schutzgesetzes) 

Zu Buchstabe a 

Dem Vorschlag wird insoweit zugestimmt, als auf § 36a Ab- 
satz 4 Satz 4 verwiesen wird. Als redaktionelle Folgeände- 
rung muss in demselben Halbsatz das Wort „und“ vor der 
Angabe „Absatz 2“ durch ein Komma ersetzt werden. Dem 
Vorschlag wird nicht zugestimmt, soweit auf § 36a Absatz 4 
Satz 5 verwiesen wird. 

Die Ablehnung betrifft die Einführung einer Fristen- 
hemmung im Falle behördlicher Erkundigungen bei Behör- 
den anderer Mitgliedstaaten. Sie ist weder von der Berufs- 
anerkennungs- noch von der Dienstleistungsrichtlinie 
vorgesehen. Dies wäre auch nicht mit der Intention der 
Richtlinien vereinbar, die Durchführung von Verfahren zu 
beschleunigen, indem die Festlegung von Bearbeitungsfris- 
ten und einer Genehmigungsfiktion vorgesehen sind (Arti- 
kel 13 Absatz 3 und 4 der Dienstleistungsrichtlinie, Artikel 7 
Absatz 4 der Berufsanerkennungsrichtlinie für den Fall der 
vorübergehenden Erbringung von Dienstleistungen). 

Die Fristenhemmung ist aber auch nicht zwingend erforder- 
lich. Aus zwingenden Gründen des Umweltschutzes tritt 
keine Genehmigungsfiktion ein. 

Zu Buchstabe b 

Der Vorschlag (Fristenhemmung) wird aus den zu Buch- 
stabe a ausgeführten Gründen abgelehnt. 

Zu Nummer 6 (Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe c, § 26 
Absatz 4 - neu - des Bundes-Immissions- 
schutzgesetzes) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 7 (Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe a, § 29a 
Absatz 1 Satz 1 des Bundes-Immissions- 
schutzgesetzes) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 8 (Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe b, § 29a 
Absatz 4 Satz 2 des Bundes-Immissions- 
schutzgesetzes) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. Als redaktionelle Folge- 
änderung muss allerdings Satz 3 sprachlich angepasst wer- 
den. Das Wort „Sie“ am Anfang dieses Satzes ist zu ersetzen 
durch die Wörter „Die Bekanntgabe“. 

Zu Nummer 9 (Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe b, § 29a 
Absatz 4 Satz 5 des Bundes-Immissions- 
schutzgesetzes) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 10 (Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe b, § 29a 
Absatz 5 des Bundes-Immissionsschutz- 
gesetzes) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. Redaktionell ist allerdings 
das Wort „gelten“ durch das Wort „gilt“ zu ersetzen. 


Zu Nummer 11 (Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe b, § 29a 
Absatz 5 Satz 5 des Bundes-Immissions- 
schutzgesetzes) 

Dem Vorschlag wird inhaltlich teilweise und nach Maßgabe 
der Ausführungen zu Nummer 5 zugestimmt. Da nach dem 
Vorschlag zu Nummer 10 § 26 Absatz 3 Satz 2 bis 5 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes nach § 29a Absatz 5 
Satz 2 BImSchG entsprechend gelten soll, ist aber der Vor- 
schlag des Bundesrates in der vorliegenden Nummer 11 
gegenstandslos. 

Zu Nummer 12 (Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe b, § 29a 
Absatz 6 - neu - des Bundes-Immissions- 
schutzgesetzes) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 13 (Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe b, § 19b 
Absatz 1 Satz 7 zweiter Halbsatz 
des Chemikaliengesetzes) 

Dem Streichungsantrag wird zugestimmt, die Streichung er- 
fordert allerdings eine Umformulierung des § 19b Absatz 1 
Satz 7 des Chemikaliengesetzes in der Fassung des Regie- 
rungsentwurfs, um die Beachtung der Vorgaben des Arti- 
kels 1 0 Absatz 3 der europäischen Dienstleistungsrichtlinie 
sicherzustellen. § 19b Absatz 1 Satz 7 sollte aus Sicht der 
Bundesregierung daher lauten: 

„Bei der Prüfung des Antrags auf Erteilung einer Bescheini- 
gung nach Satz 1 stehen Nachweise aus einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen 
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt- 
schaftsraum inländischen Nachweisen gleich, wenn aus 
ihnen hervorgeht, dass der Antragsteller die betreffenden 
Anforderungen des Satzes 1 oder die auf Grund ihrer Ziel- 
setzung im Wesentlichen vergleichbaren Anforderungen des 
Ausstellungsstaats erfüllt.“ 

Zu Nummer 14 (Artikel 5, § 11 Absatz 5 Nummer 3 des 
Elektro- und Elektronikgerätegesetzes) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Er entspricht dem 
Vorschlag zu Nummer 1, die dortige Begründung für die 
Ablehnung gilt auch hier. 

Zu Nummer 15 (Artikel 7, § 6a - neu - des Gesetzes zum 
Schutz vor nichtionisierender Strahlung 
bei der Anwendung am Menschen) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt, allerdings nur mit der 
Maßgabe, dass § 6a Absatz 2 Satz 1 des Vorschlags entspre- 
chend den Ausführungen der Bundesregierung zu den Num- 
mern 4, 1 3 und 1 6 umformuliert wird. Er sollte lauten: 

„Bei der Prüfung des Antrags auf Bekanntgabe stehen 
Nachweise aus einem anderen Mitgliedstaat der Europäi- 
schen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkom- 
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum inländischen 
Nachweisen gleich, werm aus ihnen hervorgeht, dass der 
Antragsteller die betreffenden Anforderungen des Absatzes 1 
Satz 2 oder die auf Grund ihrer Zielsetzung im Wesentlichen 
vergleichbaren Anforderungen des Ausstellungsstaats er- 
füllt.“ Hinsichtlich des in eckige Klammem gesetzten Tex- 
tes wird auf die Gegenäußemng zu Nummer 23 verwiesen. 
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Zu Nummer 16 (Artikel 8 Nummer 1 Buchstabe a, § 49 
Absatz 2a Satz 2 zweiter Halbsatz des 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes) 

Dem Streichungsantrag wird zugestimmt, die Streichung er- 
fordert allerdings eine Umformulierung des § 49 Absatz 2a 
Satz 2 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes in der 
Fassung des Regierungsentwurfs, um die Beachtung der 
Vorgaben des Artikels 10 Absatz 3 der europäischen Dienst- 
leistungsrichtlinie sicherzustellen. § 49 Absatz 2a Satz 2 
sollte aus Sicht der Bundesregierung daher lauten: 

„Bei der Prüfung des Antrags auf Genehmigung nach 
Absatz 1 Satz 1 stehen Nachweise aus einem anderen Mit- 
gliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen Ver- 
tragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt- 
schaftsraum inländischen Nachweisen gleich, wenn aus 
ihnen hervorgeht, dass der Antragsteller die betreffenden 
Anforderungen des Absatzes 2 Satz 1 oder die auf Grund 
ihrer Zielsetzung im Wesentlichen vergleichbaren Anforde- 
rungen des Ausstellungsstaats erfüllt.“ 

Zu Nummer 17 (Artikel 8 Nummer 1 Buchstabe a, § 49 
Absatz 2a Satz 6 des Kreislaufwirt- 
schafts- und Abfallgesetzes) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 18 (Artikel 8 Nummer 1 Buchstabe a, § 49 
Absatz 2a Satz 7 - neu -, Absatz 2b erster 
Halbsatz des Kreislaufwirtschafts- und 
Abfallgesetzes) 

Zu Buchstabe a 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Eine Fristenhem- 
mung kommt aus den in der Gegenäußerung zu Nummer 5 
genannten Gründen nicht in Betracht. 

Zu Buchstabe b 

Dem Vorschlag wird hinsichtlich der Einfügung eines Ver- 
weises auf § 36a Absatz 4 Satz 4 GewO (Möglichkeit der 
Auskunftseinholung im Herkunftsstaat) aus denselben 
Gründen wie oben zu Nummer 5 zugestimmt. Redaktionell 
muss als Folgeänderung das Wort „und“ vor der Angabe 
„Absatz 2“ in demselben Satzteil durch ein Komma ersetzt 
werden. Ein Verweis auf Satz 5 (Fristenhemmung) wird aus 
den oben zu Nummer 5 genannten Gründen jedoch abge- 
lehnt. 

Zu Nummer 19 (Artikel 8 Nummer 1 Buchstabe a, § 49 
Absatz 2b Satz 1 erster Halbsatz, Satz 2 
- neu - und Satz 3 - neu - des Kreislauf- 
wirtschafts- und Abfallgesetzes) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Bundesrates 
nicht, dass die Ergänzung der Präzisierung des Verhältnisses 
zwischen § 36a Absatz 1 Nummer 1 und 2 GewO dient. 
§ 36a Absatz 1 Nummer 1 GewO betrifft Fälle, in denen die 
Sachverständigentätigkeit im Heimatstaat reglementiert ist, 
wogegen § 36a Absatz 1 Nummer 2 die Fälle betrifft, in 
denen die Sachverständigentätigkeit iru Heimatstaat nicht 
reglementiert ist. Grund für den Änderungsantrag des Bun- 
desrates ist, dass vermieden werden soll, dass ein Sachver- 
ständiger aus einem Heimatstaat, der die Sachverständigen- 


tätigkeit reglementiert hat, seinen Sachverstand nicht nach 
§ 36a Absatz 1 Nummer 1, sondern nach § 36a Ab- satz 1 
Nummer 2 durch Berufserfahrung nachweist. Dem ist Fol- 
gendes entgegenzuhalten: Wenn ein Mitgliedstaat die Sach- 
verständigentätigkeit reglementiert hat, kann diese ohnehin 
nur ausgeübt werden, d. h. Berufserfahrung nur gesammelt 
werden, wenn die Bedingungen von § 36a Absatz 1 Num- 
mer 1 erfüllt sind, also werm der Antragsteller die dortigen 
Voraussetzungen der Sachkunde erfüllt und deswegen zur 
Ausübung der Sachverständigentätigkeit berechtigt ist. 
Wenn der Antragsteller nicht zur Ausübung der Sachver- 
ständigentätigkeit berechtigt ist, kaim er auch keine Berufs- 
erfahrung sammeln. Der Fall, den der Bundesrat vermeiden 
will, dass sich ein Sachverständiger aus einem Mitglied- 
staat, der die Sachverständigentätigkeit reglementiert hat, 
nur durch § 36a Absatz 1 Nurumer 2 und nicht durch § 36a 
Absatz 1 Numruer 1 legitiruiert, kann denklogisch nicht ein- 
treten. Die Ergänzung ist daher überflüssig. Ferner kann das 
Wahlrecht des Antragstellers zwischen Anpassungslehrgang 
und Eignungsprüfung nach dem eindeutigen Wortlaut von 
Artikel 14 Absatz 2 der Berufsanerkeimungsrichtlinie nicht 
ohne besondere Rechtfertigung eingeschränkt werden, die 
hier nicht vorliegt. Der Antrag ist daher nicht europarechts- 
konform. 

Zu Nummer 20 (Artikel 8 Numruer 1 Buchstabe a, § 49 
Absatz 2b zweiter Halbsatz des Kreislauf- 
wirtschafts- und Abfallgesetzes) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Dem Antrag des Bundesrates, den Verweis auf § 13a zu 
streichen, kann nicht gefolgt werden. Sofern die Erteilung 
von Transportgenehmigungen von Fachkunde abhängig ge- 
macht wird, muss die Möglichkeit geschaffen werden, im 
EU-/EWR- Ausland erworbene Fachkunde anerkennen zu 
lassen. § 36a GewO regelt ausschließlich den Nachweis von 
im EU- und EWR-Ausland erworbener Fachkunde, sofern 
eine Niederlassung in Deutschland geplant ist. § 13a GewO 
deckt den Fall ab, dass das Unternehmen, das die Transporte 
in Deutschland durchführen will, nicht in Deutschland, son- 
dern im EU-/EWR- Ausland niedergelassen ist und derartige 
Dienstleistungen nur vorübergehend und gelegentlich in 
Deutschland erbringen will. Der Verweis auf § 13a GewO 
ermöglicht es auch nicht, dass sich ein in Deutschland nie- 
dergelassenes Unternehmen einer fachkundigen natürlichen 
Person aus dem EU- bzw. EWR-Ausland bedient, die in 
Deutschland nur vorübergehend und gelegentlich tätig ist, 
um eine Transportgenehmigung zu erhalten. 

Zu Nummer 21 (Artikel 8 Nummer 1 Buchstabe b, § 49 
Absatz 3 Satz 3 des Kreislaufwirtschafts- 
und Abfallgesetzes) 

Deru Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 22 (Artikel 9 Nummer 2a - neu -, § 20 Ab- 
satz 1 Satz 1 des Treibhausgas-Emis- 
sionshandelsgesetzes) 

Der Vorschlag befasst sich nicht mit Fragen der Umsetzung 
der Dienstleistungsrichtlinie. Die Thematik wird iru Rah- 
men der anstehenden Novellierung des Treibhausgas-Emis- 
sionshandelsgesetzes geprüft. 
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Zu Nummer 23 (Zum Gesetzentwurf allgemein) 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass die im Ge- 
setzentwurf mehrfach enthaltene Forderung, dass Unterla- 
gen der zuständigen Behörde im Original oder in Kopie vor- 
zulegen sind und eine Beglaubigung der Kopie sowie eine 
beglaubigte deutsche Übersetzung verlangt werden können, 
erforderlich ist und mit Artikel 5 Absatz 3 Satz 2 der 
Dienstleistungsrichtlinie vereinbar ist. Artikel 5 Absatz 3 
Satz 2 der Dienstleistungsrichtlinie gibt vor, dass die Mit- 
gliedstaaten nicht verlangen dürfen, dass Dokumente eines 
anderen Mitgliedstaates im Original, in beglaubigter Kopie 
oder in beglaubigter Übersetzung vorgelegt werden, außer 
in Fällen, in denen dies in anderen Gemeinschaftsrechtsak- 
ten vorgesehen ist oder wenn zwingende Gründe des Allge- 
meininteresses, einschließlich der öffentlichen Ordnung und 
Sicherheit, dies erfordern. Umweltgutachter und Sach- 
verständige, die nach den Regelungen der §§ 26, 29a 
BImSchG, § 6 NiSG, §§ 5 und 10 TEHG und entsprechend 
§ 10a UAG tätig werden, werden letztlich anstelle der 
zuständigen Behörde tätig. So werden etwa nach § 26 
BImSchG auf Anordnung der Behörde Emissionen der An- 
lage von der bekanntgegebenen Stelle ennittelt und nach 
§ 29a BImSchG bestimmte sicherheitstechnische Prüfungen 
durchgeführt. Ähnliche Überprüfungen finden im Rahmen 
des NiSG statt. § 5 TEHG dient der Umsetzung des Kon- 
zepts der Eigenüberwachung von Artikel 14 Absatz 3 der 
Richtlinie zum Emissionshandel: Die jährlichen Berichte, 
die als Berechnungsgrundlage für die abzugebenden Be- 
rechtigungen dienen, werden durch eine unabhängige be- 
kanntgegebene sachverständige Stelle überprüft. Staatliche 
Stellen können nur eingreifen, wenn Erkenntnisse vorlie- 
gen, dass die Angaben nicht zutreffen. Nach § 10 TEHG 
werden die Angaben im Zuteilungsantrag durch eine sach- 
verständige Stelle verifiziert. Es ist daher aus zwingenden 
Gründen des Allgemeininteresses und des Schutzes der 
öffentlichen Sicherheit und des Umweltschutzes erforder- 
lich, dass die zuständigen Stellen Unterlagen als beglau- 
bigte Kopie fordern können. Gleiches gilt für die Transport- 
genehmigung nach § 49 KrW-/AbfG, da bei dem Transport 
von Abfallen zur Beseitigung ein erhebliches Gefahren- 
potential besteht. 
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